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EUROPÄISCHES PARLAMENT
Delegation für die Beziehungen zu den Ländern Südosteuropas

PARLAMENT DER REPUBLIK ALBANIEN
Delegation für die Beziehungen zum Europäischen Parlament

13. Interparlamentarisches Treffen

25. - 26. Oktober 2006
Straßburg

GEMEINSAME ERKLÄRUNG
der Delegationsvorsitzenden

Beim Abschluss des 13. Interparlamentarischen Treffens Europäisches Parlament - Parlament 
der Republik Albanien, das vom 25. - 26. Oktober 2006 in Straßburg stattfand, einigten sich 
die beiden Delegationen auf folgende Erklärung:

Die Delegationen

Zum Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen und zur politischen Lage in Albanien:

1. begrüßen die Unterzeichnung des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen 
der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten und Albanien am 12. Juni 2006, mit dem 
enge und weitreichende vertragliche Beziehungen begründet werden, und das eine 
maßgebliche Rolle bei der Verbesserung der politischen, institutionellen und wirtschaftlichen 
Stabilität im Lande und bei der Bestätigung Albaniens als pluralistische Demokratie spielen 
wird; vertreten die Auffassung, dass die Unterzeichnung des SAA einen Markstein darstellt 
und dass seine Umsetzung eine großer Herausforderung für Albanien sein wird; fordern die 
Mitgliedstaaten auf, das Abkommen unverzüglich zu ratifizieren; stellen mit Befriedigung 
fest, dass das Interimsabkommen bereits am 1. Dezember 2006 in Kraft treten wird;

2. begrüßen den Nationalen Aktionsplan für die Umsetzung des SAA, der von der albanischen 
Regierung im Juli 2006 gebilligt wurde, und sehen seiner zeitnahen Umsetzung 
erwartungsvoll entgegen; betonen, dass der politische Dialog in einer weniger konfrontativen 
Atmosphäre verlaufen sollte, damit sich die albanischen Institutionen wirksamer auf die 
erforderlichen Reformen sowie auf die Rechtsvorschriften und die Verwaltungskapazität im 
Zusammenhang mit der europäischen Integration konzentrieren können; erinnern daran, dass 
die ordnungsgemäße Umsetzung des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens de facto 
die beste Grundlage für die Beurteilung bietet, ob das Land in der Lage ist, in die nächste 
Phase des Kandidatenstatus und anschließend in Beitrittsverhandlungen mit der EU 
einzutreten;

Zur Reform des Wahlsystems und den bevorstehenden Kommunalwahlen
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3. äußern sich sehr besorgt darüber, dass die albanischen Institutionen und politischen 
Parteien die Reform des Wahlsystems und insbesondere die Empfehlungen, die die 
OSZE/BDIMR nach den Parlamentswahlen im Juli 2005 vorlegte, nicht fristgerecht 
umgesetzt haben, vor allem diejenigen Empfehlungen, die die Registrierung und 
Identifizierung der Wähler betreffen und die hauptsächlich auf die Genauigkeit der 
Personenstandsregister ausgerichtet sind, und weisen erneut auf die Notwendigkeit sicherer 
Identitätsdokumente hin; fordern die albanischen Behörden und politischen Parteien 
nachdrücklich auf, die Reform des Wahlsystems bis November 2006 umzusetzen, 
insbesondere im Hinblick auf die Festlegung eines Termins für die Kommunalwahlen; 

4. vertreten die Auffassung, dass eine weitere Reform des Wahlsystems erforderlich ist,
insbesondere um eine gerechte Vertretung der von den albanischen Bürgern unterstützten 
politischen Kräfte im Parlament zu gewährleisten, bestehende Praktiken taktischer 
Abstimmungen zu verhindern und ein Adresssystem zur Erfassung der Gebäude zu 
entwickeln, um die Genauigkeit der Wählerlisten zu verbessern;

5. äußern sich sehr besorgt über die ernsthafte Verschlechterung der politischen Beziehungen 
zwischen den Parlamentsabgeordneten der rechten Mehrheit und denen der linken Opposition,
die während der Aussprachen über die Unabhängigkeit der wichtigsten albanischen 
Institutionen, über die parlamentarischen Verfahren und über die Reform des Wahlsystems 
zutage getreten sind; nehmen den positiven politischen Kompromiss in Bezug auf die Zentrale 
Wahlkommission und die Mediengesetzgebung zur Kenntnis, der im Sommer 2006 erzielt 
wurde; hoffen, dass dieser unverzüglich umgesetzt wird und es nicht zu einer weiteren 
Verschiebung der Kommunalwahlen kommt; 

6. betonen, dass ein Abkommen bzw. ein Kompromiss, das bzw. der auf internationales 
Betreiben zustande gekommen ist, eine zivilisierte innenpolitische Debatte über die in 
Albanien erforderliche Reform des Wahlsystems gewiss nicht ersetzen kann; fordern die 
politischen Kräfte innerhalb und außerhalb des Parlaments nachdrücklich zu einem 
konstruktiven Vorgehen auf, um jeder für seinen Teil zur Ausarbeitung einer angemessenen 
und weitgehend einvernehmlichen Reform beizutragen; geben der Hoffnung Ausdruck, dass 
bei den nächsten Kommunalwahlen eine positivere Atmosphäre zu verzeichnen ist; 

Zur Reform des Justizapparats und der öffentlichen Verwaltung

7. bedauern feststellen zu müssen, dass im Justizsystem nach wie vor ein hoher 
Korruptionsgrad herrscht; erkennen an, dass die albanische Regierung durch die Ausarbeitung 
eines Gesetzentwurfs für die Verbesserung der Transparenz der Verfahren durch ein System 
der Zufallsverteilung der Fälle und für die Erhöhung der Umsetzungsrate von Urteilen bei der 
Justizreform einige Fortschritte erzielt hat; fordern die betreffenden Behörden auf, ihre 
Bemühungen in dieser Richtung zu verstärken, bekräftigen jedoch zugleich, dass Albanien 
generell das Funktionieren und die Effizienz seines Justizapparats verbessern muss;

8. vertreten die Ansicht, dass umfassende Anstrengungen unternommen werden müssen, um 
die richterlicher Unabhängigkeit zu verstärken, den Status und die Bezahlung der 
Justizbeamten und sonstigen Bediensteten zu verbessern und die jeweiligen Zuständigkeiten 
der bestehenden Aufsichtsbehörden zu klären; 
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9. erkennen an, dass der öffentliche Verwaltungsapparat Albaniens, wie dies in anderen 
Übergangsländern der Fall ist, von einer Reform profitieren könnte, die unter anderem darauf 
ausgerichtet ist ihn zu verschlanken und effizienter zu gestalten; geben der Hoffnung 
Ausdruck, dass die Entlassungen und Ersetzungen, zu denen es im Anschluss an den 
Amtsantritt der neuen Regierung gekommen ist, nicht gegen das Beamtenrecht verstoßen, 
nicht auf rein parteiischen Erwägungen beruhen, nicht zu einer Vergeudung von 
nachweislichem Fachwissen führen und nicht mittelfristig die Verwaltungskapazität 
Albaniens mit Blick auf die Umsetzung des SAA gefährden; halten es in diesem Sinne für 
wichtig, die dem Integrationsministerium zugewiesenen Humanressourcen zu stärken; fordern 
die albanische Regierung auf, die Chancengleichheit und eine gerechte Vertretung von Frauen 
und Minderheiten in den öffentlichen Verwaltungsstrukturen zu fördern;

10. begrüßen in Anbetracht der Tatsache, dass die Korruption in Albanien nach wie ein 
schwerwiegendes Problem darstellt, die von der Regierung angekündigte „Null-Toleranz-
Politik“ und erkennen an, dass einige durchgreifende Maßnahmen getroffen wurden, z. B. bei 
der Verschlankung des Staatsapparats, durch eine aufmerksamere Überwachung der Ausgabe 
öffentlicher Gelder, im wirtschaftlichen Bereich und bei der Bekämpfung der Bestechung; 
fordern die albanischen Behörden auf, ihre Bemühungen zu verstärken und diese Maßnahmen 
zu einem kontinuierlichen, unparteiischen, systematischen und gründlichen Vorgehen gegen 
die Korruption werden zu lassen, bei dem auch Finanzkontrollmaßnahmen eine wichtige 
Rolle spielen sollten;

11. begrüßen die Entschlossenheit der Regierung zu einem harten Durchgreifen gegen das 
organisierte Verbrechen, vor allem mit Blick auf den Menschenhandel und den 
Drogenschmuggel, fordern Albanien jedoch nachdrücklich auf, weiterhin beträchtliche 
Fortschritte bei der Bekämpfung sämtlicher Formen des organisierten Verbrechens, 
insbesondere des Handels mit Frauen und Kindern zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung, 
der Zwangsarbeit und des Bettelns zu erzielen; empfehlen die Weiterentwicklung eines 
Rechtsrahmens für den Zeugenschutz; fordern die Mitgliedstaaten und die Nachbarstaaten der 
EU auf, ihre polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit mit Albanien in diesen Bereichen zu 
verstärken und ersuchen die Kommission, ihre Unterstützung für die albanischen Behörden in 
dieser Hinsicht fortzuführen und zu verstärken; fordern die albanischen Behörden auf, unter 
anderem die Verstärkung ihrer Finanzermittlungsstellen in Betracht zu ziehen;

Zur Achtung der Menschen- und Minderheitenrechte

12. erinnern daran, dass Albanien, da es den wichtigsten internationalen Übereinkommen zu 
diesem Thema angehört, bedeutende Verpflichtungen auf dem Gebiet der Menschenrechte 
hat, und fordern die zuständigen Behörden nachdrücklich auf, ihr Möglichstes zu tun, um eine 
angemessene Strafverfolgung zu gewährleisten und zu verhindern, dass Mitarbeiter der 
Strafverfolgungsbehörden, die übermäßig Gewalt anwenden, Menschen foltern oder 
misshandeln, de facto straffrei ausgehen; erinnern an die schlechten Bedingungen in 
Gefängnissen und Hafteinrichtungen und fordern, dass in Gesetzgebung und 
Verwaltungspraxis angemessene rechtliche Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von Personen 
in Polizeigewahrsam eingeführt werden; fordert die zuständigen Behörden nachdrücklich auf, 
neue Strategien zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen und Kindern, einschließlich der 
familiären Gewalt, zu entwickeln, und begrüßen, dass im Parlament weitgehendes politisches 
Einvernehmen über den Entwurf eines Gesetzes gegen die häusliche Gewalt besteht;
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ermutigen die zuständigen Behörden, weiterhin Schutzunterkünfte und Rehabilitationszentren 
für Opfer einzurichten; 

13. bedauern feststellen zu müssen, dass die Wiedereingliederung der Opfer von 
Menschenhandel in Albanien noch nicht in zufriedenstellender Weise in Angriff genommen 
wird, und ermutigt die Regierung und die Zivilgesellschaft, sich auf die Schaffung von 
professionellen Betreuungs- und NRO-Kapazitäten zu konzentrieren, vor allem um den 
Schutz von Minderjährigen sicherzustellen; 

14. sind enttäuscht darüber, dass Albanien im letzten Jahresbericht der Organisation 
„Reporter ohne Grenzen“ zur weltweiten Pressefreiheit 2006 in der Rangliste abgerutscht ist; 
sind der Ansicht, dass die Freiheit und die Professionalität der Medien verbessert werden 
müssen und fordern die zuständigen Behörden, Institutionen und Beteiligten Albaniens auf, 
die Probleme im Zusammenhang mit den finanziellen Interessen und Quellen der 
Medieneigentümer, den rechtlichen Rahmenbedingungen und der Medienaufsichtsbehörde 
anzugehen und die einschlägigen Rechtsvorschriften gemäß den EU-Standards umzusetzen;

15. fordern Albanien auf, weitere Anstrengungen zum Schutz der Minderheitenrechte zu 
unternehmen und seine Minderheitengesetzgebung fertigzustellen und anzuwenden, sodass 
sie die Umsetzung der einschlägigen von Albanien ratifizierten internationalen 
Übereinkommen unterstützt; stellen fest, dass weitere Anstrengungen erforderlich sind, 
insbesondere was den verstärkten Gebrauch von Minderheitensprachen im Umgang der 
Bürger mit Behörden und die Angabe traditioneller Ortsbezeichnungen, die Verbesserung des
Zugangs der Minderheitengruppen zu den Medien, den Ausbau der Bildungsmöglichkeiten in 
den Minderheitensprachen und die Unterstützung der Zivilgesellschaft betrifft; vertreten die 
Auffassung, dass zur Ausarbeitung einer besseren Politik in diesem Bereich genaue 
statistische Informationen über die nationalen Minderheiten erforderlich sind;

Zur  wirtschaftlichen Lage in Albanien

16. begrüßen die positiven makroökonomischen Tendenzen in Albanien und die stabilen 
Haushaltseinnahmen# 2006; unterstreichen die Bedeutung einer sicheren und auf 
erneuerbaren Quellen basierenden Energiesituation, insbesondere was die 
Elektrizitätsversorgung betrifft, und ermutigen die zuständigen albanischen Behörden, ihre 
Effizienz bei der Gebühreneinziehung zu verbessern und die Stromverluste zu verringern; 
erinnern daran, dass es vor dem Hintergrund der Umsetzung des SAA wichtig ist, dass 
Albanien seine Wettbewerbsfähigkeit erhöht, z. B. in der Landwirtschaft, insbesondere um 
bessere Produktstandards und –zertifizierungen zu erzielen, um angesichts eines schrittweisen 
Abbaus von Handelsschranken und Zöllen seine Ausfuhren und öffentlichen Finanzen 
steigern zu können;

17. empfehlen Albanien, sich stärker auf die Entwicklung seines Wirtschaftspotenzials zu 
konzentrieren, nicht zuletzt durch die Verbesserung und möglicherweise den Ausbau einer 
umweltfreundlichen Verkehrsinfrastruktur und die Entwicklung eines ökologisch 
nachhaltigen Tourismus; 

18. ersuchen die EU-Mitgliedstaaten und insbesondere den amtierenden finnischen Vorsitz im 
Einklang mit dem Wunsch des Europäischen Parlaments und der Initiative der Europäischen 
Kommission und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass zwischen Albanien und der EU 



DV\642843DE.doc 5/5 PE  366.234
Externe Übersetzung

DE

ein Rückübernahmeabkommen unterzeichnet wurde, sich rasch auf weitere 
Visumerleichterungen für albanische Staatsbürger zu einigen, die aus legalen Gründen, 
insbesondere zum Studieren oder Arbeiten in EU-Mitgliedstaaten einreisen möchten;

19. äußern ihre Besorgnis darüber, dass die albanische Schattenwirtschaft nach wie vor dem 
unlauteren Wettbewerb am Markt Vorschub leistet und dass die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen nicht so attraktiv für mögliche Investoren sind, wie sie sein könnten, 
was vor allem auf die schwache Infrastruktur, schlechten Rechtsvorschriften und die 
Schwachstellen beim Vollzug des Rechts im Allgemeinen und des Steuerrechts im 
Besonderen zurückzuführen ist; fordern die Beteiligten auf, die bei der Privatisierung der 
Großunternehmen verlorene Zeit aufzuholen und die Bildung von öffentlich-privaten 
Partnerschaften in der Wirtschaft zu fördern; 

Zur Rolle Albaniens in der Region

20. loben die mäßigende Rolle, die Albanien in dieser besonders heiklen Zeit, in der wichtige 
Entscheidungen zu treffen waren bzw. in Zukunft getroffen werden müssen, in Südosteuropa 
spielt, und fordern die Regierung und die Institutionen des Landes auf, ihren mäßigenden 
Einfluss weiterhin geltend zu machen und sich für einen Dialog und eine einvernehmliche 
Lösung der noch bestehenden Probleme - auch im Rahmen der verschiedenen multilateralen 
Initiativen - einzusetzen; erinnern daran, dass der regionale Dialog und die regionale 
Zusammenarbeit ebenfalls wichtige Bestandteile des Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozesses sind.

* * *


